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Beschlussprotokoll der 
Einwohnergemeindeversammlung 

 

Dienstag, 13. Juni 2023 
20:00 – 21:20 Uhr 

 
 
 
 
 
 
 
Anwesend: 98 Stimmberechtigte 
    5 Gäste 
 
 
 
 
 
Traktanden 
 
 
1. Beschlussprotokoll der Einwohnergemeindeversammlung vom 24. April 

2023 
 
://: Das Beschlussprotokoll der Einwohnergemeindeversammlung vom 24. April 2023 

wird mit 96 : 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen genehmigt. 
 
 
2. Friedhof Erweiterungen Gemeinschaftsgrab und Urnenwand – 

Kreditbegehren in der Höhe von CHF 350’000 
 
://: Mit 98 : 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen wird das Kreditbegehren in der Höhe von 

CHF 350'000 für die Erweiterungen Gemeinschaftsgrab und Urnenwand 
genehmigt. 

 
 
3. Sanierung Murenbergstrasse – Kreditbegehren in der Höhe von CHF 580’000 
 
://: Mit 98 : 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen wird das Kreditbegehren in der Höhe von 

CHF 580'000 für die Sanierung Murenbergstrasse genehmigt. 
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4. Jahresbericht 2022 der Geschäftsprüfungskommission - Kenntnisnahme 
 
://: Die anwesenden Stimmberechtigten nehmen den Jahresbericht 2022 der 

Geschäftsprüfungskommission stillschweigend zur Kenntnis. 
 
 
5. Vorlage und Genehmigung der Jahresrechnung 2022 
 

Einwohnergemeinde:  Mehrertrag von CHF 1'080'564.97 
Wasserversorgung:   Mehraufwand von CHF      39'463.34 
Abwasserbeseitigung:  Mehraufwand von CHF      73'225.10 
Abfallbeseitigung:   Mehraufwand von CHF      24'191.40 
 
Gewinnverwendung: 
Einlage in die Vorfinanzierung Friedhof CHF 350'000.00 
Einlage in die Vorfinanzierung Kreisel Gewerbestrasse CHF 730'000.00 
Einlage des Gewinns in das Eigenkapital CHF 564.97 
 
Die Mehraufwände der Spezialfinanzierungen Wasser, Abwasser und Abfall-
beseitigung werden als Entnahmen aus dem Vermögen der Spezialfinanzierungen 
verbucht. 

 
://: Mit 91 : 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen wird die Jahresrechnung 2022 genehmigt. 
 
 
 
 
Die Traktanden 2 und 3 unterliegen dem fakultativen Referendum. 
 
 
 
 
Für das Beschlussprotokoll 
Gemeindeverwalter 
Damian von Arx 
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Traktandum 2 
 
 
Führungsmodell kommunale Schulen Stufe Primarschule 
 
Für die Primarstufe (Kindergarten und Primarschule) und die Musikschulen können 
künftig gemäss kantonaler Gesetzgebung die Aufgaben des Schulrats bei diesem 
belassen oder aber gesamthaft dem Gemeinderat zugewiesen werden. In letzterem 
Fall gibt es keinen Schulrat mehr. Bei einer Aufgabenübertragung kann die 
Gemeinde zudem nach Massgabe ihrer Gemeindeordnung eine ständige 
Kommission zur Beratung des Gemeinderats einsetzen. Die Zuständigkeit für 
Budget und Rechnung verbleibt immer beim Gemeinderat. Bilden mehrere 
Einwohnergemeinden eine Kreisschule oder führen sie eine Musikschule, können 
sie die Aufgaben nicht an den Gemeinderat übertragen. 
  
Diese variable Ausgestaltung ermöglicht es den Gemeinden, die 
Führungsstrukturen ihrer Schulen auf die lokalen Bedürfnisse abzustimmen. Die 
kantonale Gesetzgebung sieht vor, dass die Gemeindeversammlung bis zum 31. 
Dezember 2023 über das jeweilige Führungsmodell der Primarstufe zu 
beschliessen hat. 
 
Der Gemeinderat spricht sich für den Verbleib beim gesetzlichen Grundmodell mit 
Schulrat aus. Es gibt mehrere Gründe, warum die Beibehaltung des Schulrats 
besser ist als die Übertragung der Aufgaben an den Gemeinderat. 
 
Die wesentlichen Gründe sind: 
 
1. Nähe zu den Schulen 
Der Schulrat ist näher an den Schulen. Dies ermöglicht eine schnellere und 
effektivere Reaktion auf Probleme und Herausforderungen im Bildungsbereich. 
Durch die Übertragung an den Gemeinderat könnten Entscheidungen hingegen 
verlangsamt werden und möglicherweise nicht so gut auf die Bedürfnisse der 
Schule abgestimmt sein. 
 
2. Fokus auf Bildung 
Durch die Beibehaltung des Schulrats bleibt der Fokus auf Bildung und 
Bildungspolitik erhalten. Dies trägt dazu bei, dass Bildungsfragen höhere Priorität 
haben und besser bearbeitet werden können als in einem breit aufgestellten 
Gemeinderat. 
 
3. Kompetenzentrennung 
Bei Beibehaltung des Ortsschulratsmodells bleibt die Trennung der 
Einflussbereiche erhalten. Der Schulrat führt strategisch, der Gemeinderat führt 
über das Budget und setzt damit die Leitplanken. 
 
4. Kein unnötiger Verwaltungsaufbau 
Die Übertragung der Führung der Primarschule an den Gemeinderat würde zu 
einem Aufbau einer Funktion (mindestens in Teilzeit) in der Verwaltung führen, um 
alle Führungsaufgaben der Schule im Auftrag des Gemeinderats übernehmen zu 
können. 
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Insgesamt gibt es also gute Gründe, die für die Beibehaltung des Schulratsmodells 
in unserer Gemeinde sprechen. 
 
Das Modell mit Schulrat entspricht einer Weiterführung des Status quo. Allerdings 
werden auch hier klar die Aufgaben zwischen strategischer und operativer Führung 
getrennt, indem die operativen Entscheide, insbesondere die Anstellung aller 
Lehrpersonen, neu gesamthaft bei der Schulleitung angesiedelt sind. 
 
Der Entscheid für dieses Führungsmodell bedingt keine Anpassung der 
Gemeindeordnung. Für die Gemeinde hat sich das bestehende Modell bewährt und 
es besteht kein Anpassungsbedarf zu einem anderen Führungsmodell. Notabene: 
eine Änderung der Gemeindeordnung müsste in einer Urnenabstimmung bestätigt 
werden. 
 
Mit vorliegendem Beschluss wird der durch das kantonale Gesetz vorgesehenen 
Wahl des Führungsmodells der Primarstufe nachgekommen. 
 
 
Antrag des Gemeinderates: 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, die Wahl des 
gesetzlich vorgesehenen Grundmodells mit Schulrat zu beschliessen. 
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Traktandum 3 
 
 
Nachtparkierungsreglement 
 
Im Zusammenhang mit der Überprüfung der Gemeindereglemente wurde auch das 
geltende «Reglement über das nächtliche Dauerparkieren auf öffentlichem Areal» 
aus dem Jahre 1996 einer Totalrevision unterzogen und heisst neu 
«Nachtparkierungsreglement». Die Totalrevision ermöglicht es, eine zeitgemässe 
Handhabung und Formulierung einzuführen. 
 
Aufgrund der Überprüfung haben sich folgende wichtigste Änderungen ergeben: 

• Aktualisierung auf die geltende Gesetzeslage (Ingress, Art. 9, 12) 

• Präzisierung der Bewilligung auf das Kontrollschild (Art. 1, 3, 5) 

• Umformulierung der Anwendung (Art. 6) 

• Regelung des Vollzugs in einer Verordnung (Art. 7, 9) 
 
 

Bestandteile und Ziele des Vollzugs: 

• Schlanke und klar definierte Ablaufprozesse betreffend Anmeldung, Kontrolle, 
Mahnwesen und Strafverfahren 

• Kundenfreundlichere, zeitgemässe Möglichkeit der Beantragung der Bewilligung 
via Gemeindewebsite 

• Reduktion der Dokumente in der Umsetzung 
 
 
Einführung: 
Nach dem Beschluss durch die Einwohnergemeindeversammlung sollen die 
technischen Voraussetzungen geschaffen werden, damit das 
«Nachtparkierungsreglement» zum 01.01.2024 in Kraft gesetzt werden kann. Diese 
sind: 

• Verabschiedung der Verordnung zum Nachtparkierungsreglement durch den 
Gemeinderat. 

• Bereitstellung Online-Service auf der Gemeindewebsite 

• Vertragsabschluss mit externem Dienstleister für die Parkraumüberwachung 
 
 
Antrag des Gemeinderates: 
Der Gemeinderat beantragt, das Reglement über das Nachtparkieren zu 
beschliessen. 
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Traktandum 4 
 
 
Gesamtrevision Zonenvorschriften Siedlung 
 
Die Gemeinden sind verpflichtet, ihre Siedlungsplanungen – sie regeln die 
langfristigen Nutzungsmöglichkeiten innerhalb der Bauzone – den neuen 
Verhältnissen (Raumplanungs- und Baugesetz, kantonale Vorgaben, 
Musterreglemente, kommunale Bedürfnisse etc.) anzupassen. In Bubendorf wurde 
die Gesamtrevision der Zonenvorschriften Siedlung im Herbst 2017 eingeleitet. 
Nach Abschluss der kantonalen Vorprüfungen wurden die Entwürfe der 
Nutzungspläne der Bevölkerung im November 2022 zur Mitwirkung unterbreitet. 

In der Zwischenzeit ist das Mitwirkungsverfahren abgeschlossen und die 
Mitwirkungseingaben behandelt. Für die aktive Teilnahme der Bevölkerung am 
Mitwirkungsverfahren möchten wir uns an dieser Stelle herzlich bedanken. Viele 
Inputs konnten in die Planung aufgenommen werden, was teilweise auch zu 
wesentlichen Anpassungen in den Planungsinstrumenten geführt hat. So wurde die 
Wohnzone aufgrund eines Begehrens mit 128 Unterschriften in die Wohnzonen A 
und B aufgeteilt, wobei die Unterschiede der Vorschriften bei den zulässigen 
Gebäudehöhen liegen. Des Weiteren wurde im Gebiet Unterbrühl die Gewerbezone 
vergrössert und eine Uferschutzzone geschaffen, was eine ortsgerechte Nutzung 
der Flächen ermöglichen soll. Die kompromissorientierte Zonierung schafft das 
Potenzial für eine ökologisch stark aufgewertete natürliche Grenze zwischen 
Landschafts- und 
Siedlungsraum.  

Die überarbeiteten Unterlagen Zonenplan Siedlung, Zonenreglement Siedlung, 
Strassennetzplan Siedlung sowie mehrere Mutationen von Bau- und 
Strassenlinienpläne können folglich der Einwohnergemeindeversammlung zum 
Beschluss vorgelegt werden. 

Die erarbeitete Planungsrevision enthält folgende Schwerpunkte und Änderungen 
gegenüber der bisherigen Zonenplanung: 

• Anpassung am Zonenreglement 
- Anpassung des Zonenreglements an die Begrifflichkeit nach IVHB, an 

die Siedlungsentwicklung nach innen, an die Qualitätsvorschriften 
- Vereinheitlichung der Bauzonen, mit klarer Trennung Wohn- und 

Gewerbezone 
- Anpassung der Regelungen zu den Gebäudehöhen, den Abgrabungen 

und dem Nutzungsmass 
- Definieren von drei Gebieten mit Quartierplanpflicht 
- Zusammenlegung des Gewässerraums und der Uferschutzzone 

(Ausnahme Gebiet Unterbrühl) 

• Anpassungen am Zonenplan Siedlung 
- Ausdehnung der Kernzone 
- Differenzierung der Wohnzonen 
- Verortung der Naturgefahren, in separatem Teilplan 2 
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• Anpassungen Strassennetzplan Siedlung 
- Einführung von Erschliessungswegen 
- Gestaltungsmassnahmen im Ortskern 

• Mutationen bei Strassenlinien 
 

Resultat Informations- und Mitwirkungsverfahren: 

Die aus der Vernehmlassung zum Planungsentwurf hervorgegangen Eingaben 
wurden geprüft. Inwieweit die Eingaben in die Planung eingeflossen sind, ist dem 
Mitwirkungsbericht (Beilage zum Planungsbericht) zu entnehmen. 
 
Antrag des Gemeinderates: 
Der Gemeinderat beantragt, die vorliegende Gesamtrevision der 
Zonenvorschriften Siedlung zu beschliessen. Die zum Beschluss vorliegenden 
Dokumente (Zonenplan Siedlung, Zonenreglement Siedlung und Strassennetzplan 
Siedlung) können zusammen mit den orientierenden Grundlagen (Planungsbericht 
inkl. Mitwirkungsbericht, Naturinventar etc.) zu den üblichen Schalterstunden auf 
der Gemeindeverwaltung eingesehen werden. Die Unterlagen können auch auf der 
Homepage http://www.bubendorf.swiss eingesehen werden. 

An der Einwohnergemeindeversammlung können in der Detailberatung Anträge 
gestellt werden. Die Schlussabstimmungen erfolgen dann unter Berücksichtigung 
der vorherigen Beschlüsse zu diesen Anträgen. 

Nach der Beschlussfassung durch die Einwohnergemeindeversammlung 
unterliegen die Planungsdokumente (mit Ausnahme der Strassennetzplanung) der 
öffentlichen Auflage gemäss Raumplanungs- und Baugesetz. Es erfolgt eine 
entsprechende Publikation. 

Der Gemeinderat ist überzeugt, mit der vorliegenden Nutzungsplanung Siedlung 
der Bevölkerung eine tragfähige und zukunftsgerichtete Ortsplanung für Bubendorf 
vorzulegen, die eine zeitgemässe Erneuerung der Quartiere ermöglicht und 
gleichzeitig den Dorfcharakter wahrt. 
 
 

http://www.bubendorf.swiss/

